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ährend in anderen Ländern
Knäste zunehmen von priva-

ter Hand betrieben und be-
treut werden, ist die Privatisierung des
Strafvollzugs nun auch in Deutschland
kein fernliegendes Thema mehr. Zwei
Entwicklungenlassen diesen Schluß zu:
Zum einen ist „Sicherheit“ ein Thema,

mit dem PolitikerInnen zunehmendver-
suchen, Stärke vorzutäuschen. Ein har-
tes Durchgreifen gegen die wahren
TäterInnen wird verkündet. Die Sicher-
heitsindustrie boomt und die Mehrheit
schluckt selbst die wildesten Ideen wie
Lauschangriff und Europol.
Zum anderentreibt die Konsternierung

über die vermeintliche Leere der öffent-
lichen Kassen finanzpolitische Ent-
scheidungsträgerInnen zu gigantischen
Privatisierungsprojekten, die mittlerwei-
le für viele selbstverständlich geworden
sind. Je ärger die Not der Finanz-

ministerInnen wird, desto kühner wer-

den bisher unangetastete Bereiche staat-
lichen Handelns an Private abgetreten.
Angesichts dieser beiden Entwicklun-
gen, den immer unorthodoxeren
Sicherheitslösungen und der voran-
schreitenden Privatisierung, ist die Pri-
vatisierung des Strafvollzugs auch in
Deutschland mittlerweile unumstritten
aktuell.

An Vorbildern mangelt es nicht. Nicht
nur in den USA werden Gefängnisse von
Unternehmen betrieben, sondern 1992
eröffnete auch in England das erste
Privatgefängnis. Der Bau und dessen
Finanzierung geschahen privat, ebenso
die Bewachung und Versorgung der
Gefangenen,die medizinische und seeli-
sche Fürsorge, die Aus- und Fortbildung
der Gefangenen und des Vollzugs-
personals und auch der Transport von
Häftlingen ist von keckem, dynamischen
Unternehmensgeist durchflutet.

Das Beispiel England

Kein Bereich des Strafvollzugs blieb
verschont. Alle Projekte wurden öffent-
lich ausgeschrieben und das Interesse
der Kriminalwissenschaftler galt nicht
mehr dem Strafvollzugsgesetz, sondern
den Gesetzen des Marktes. Die alten
VerantwortungsträgerInnen waren dabei
nicht völlig aus dem Rennen, denn die

Vollzugsverwaltung durfte sich auch
bewerben und bekam auch, nachdem sie
bei einer Unternehmensberatung Rat
gesucht hatte, den Zuschlag für das
Manchester Strangeways Gefängnis. An-
dere Einrichtungen gingen jedoch an
private Gruppen. Diese präsentieren mitt-
lerweile ihre Erfahrungen und Konzepte

auch auf deutschen Sicherheitsmessen.
Schlüsselfertige Gefängnisse und deren
Betrieb werden dort von ihnen angebo-
ten.

Private in Berlin Kieferngrund

Besonders aufschlußreich sind die in
Deutschland neu belegten Gefängnisse.
Denn anders als bei den schwerauf ihr
Gewicht hin zu beurteilenden Gerüchten
aus den Ministerien, sind hierTendenzen

klar auszumachen. Seit März 1997 wird
die Jugenduntersuchungshaftanstalt Kie-
ferngrundin Berlin genutzt. Sie ist nicht
mehralleinin staatlicher Hand.

Privates Engagement ist auf zwei
Ebenen auszumachen. Neu war das
sogenannte Investorenmodell: der Berli-
ner Senat gab seine architektonischen
Vorstellungen bekannt, gebaut und fi-
nanziert wurde das Konzept dann von
Privaten. Zwischen Senat und Investo-
ren besteht nun ein Leasingverhältnis.
Desweiteren hat sich der Staat aus dem

gesamten Bereich der Aus- und Fortbil-

dung, Arbeit und Freizeitbeschäftigung
zurückgezogen. Dieser wurde von der
Universal-Stiftung Helmut Ziegner über-
nommen. Die 1957 gegründete Stiftung
verfolgt als Stiftungszweck die Wieder-
eingliederung insbesonderejugendlicher



Recht

GefangenerundStrafentlassener. Für die

Knastarbeit wird sie vom Senat bezahlt.
Die Mitarbeiter der Stiftung werden von
ihr unabhängig ausgewählt und einge-
stellt und sie sind auchin ihrerinhaltli-
chen Arbeit unabhängig. Mit weitrei-
chenden Befugnissen gegenüber den
Gefangenensind sie jedoch nicht ausge-
stattet, so daß sie bei ihrer Arbeit stets

einen Beamten zur Seite haben, der für

alle grundrechtseinschränkenden Maß-
nahmen zur Verfügung steht. Positiv
dabei ist, daß den Gefangenen alle

rechtlichen Möglichkeiten, die sie gegen

staatliche Stellen haben, erhalten blei-

ben. Indem das Hausrecht beim An-
staltsleiter verweilt, ist ein völlig auto-
nomes Handeln der Stiftungsmitarbeiter
nicht möglich. Privatisierung ist hier
also nur begrenzt bei der Aus- und

Fortbildung geschehen.
Die Rolle der Privaten im Strafvollzug

aufgrund des geringen Einflusses in der

jeweiligen Anstalt und auf das Leben der
Gefangenen als wenig bedeutsam zu

bezeichnen, wäre jedoch verfehlt. Seit
40 Jahrenist beispielsweise die Ziegner-
Stiftung außerhalb und nun auch ver-

stärkt innerhalb
des Strafvollzugs
tätig. Ihr ursprüng-
lich in West-Ber-
lin begonnenes En-

gagementerstreckt sich

mittlerweile auch auf
Brandenburg und das Be-
tätigungsfeld wächst wei-
ter. Daher hat sie durchaus

auf das Vollzugsgescheheninsgesamtin
Berlin und Brandenburg einen gewichti-

gen Einfluß. Schon jetzt werden Private
verstärkt in den Vollzug eingebunden
und die Möglichkeit der privaten Mitge-
staltung hat in Deutschland eine neue
Qualität erreicht.

Die rechtliche Einbindung der
Privaten

Aus verfassungsrechticher Perspektive
gilt es, Möglichkeiten einer Kollision
der Knastprivatisierung mit dem Gewalt-
monopol zu klären. Obgleich die Aus-
führung von Strafvollzugsmaßnahmen
ein integraler Bestandteil des Gewalt-
monopolsist, sollte zwischen der reinen
Ausübungundeinerlediglichen Delega-
tion von Aufgaben, die in den Bereich

des Gewaltmonopolsfallen, unterschie-

den werden. Solange die Gesamtverant-
wortung der ausgeübten Gewalt beim
Staat liegt, kann kein Konflikt mit den

Grundsätzen des Gewaltmonopols be-
fürchtet werden. Folglich ist grundsätz-
lich eine Privatisierung möglich; ent-
scheidend ist ihre Ausgestaltung. Das
gleiche ergäbe sich in Bezug auf die
Wahrung anderer Grundsätze. Aus dem
Sozialstaatsprinzip folgt der Auftrag des
Staates, an der Resozialisierung der

   

  
   

Gefangenen zu arbeiten. In vielen Ent-
scheidungen des Bundesverfassungsge-
richts wurdedies festgestellt und zentral
mit dem Freiheitsentzug verknüpft. Auch

für ein privates Gefängnis ergäben sich

hieraus entscheidende Vorgaben und ge-
wisse Standards. Genauso gilt nach dem
rechtsstaatlichen Grundsatz der Rechts-

sicherheit, daß die Rechte der Gefange-

nen in gleicher Weise gewährleistet sein
müßten. Daher wäre nicht das „Ob“

einer Privatisierung problematisch, son-
dern deren Umsetzung.

Direct or indirect rule

In England wird versucht, den Einfluß

des Staates auf zweierlei Weise zu
sichern: Das zuständige Ministerium
(home office) schließt mit dem Unter-
nehmereinen befristeten Vertrag, in dem
die Bedingungenfür den Vollzug festge-
legt werden. Desweiteren wird neben
dem privaten director ein staatlicher
controler eingesetzt. Dieser soll das
privatwirtschaftliche Treiben überwachen
und für die Einhalten der vertraglichen

Kriterien sorgen. Anhand der Auswer-
tung der in England gemachten Erfah-

rungen könntedie dringende Diskussion
um die Ausgestaltung der Ver-

träge zwischenStaat und Pri-

\» vaten geführt werden. Ferner

könnten wirksame Mechanis-
men für die Implementierung
von Kontrollmechanismen ent-

wickelt werden, woraus sich die

Frage nach den verfassungsrechtli-

chen Bedingungenfür einen privatisier-
ten Strafvollzug beantwortenließen.

Bevor aber eine solche Diskussion
geführt wird, sollte gefragt werden, was

der Sinn einer kompletten Privatisierung
wäre. Eine völlige Überbelegung und
die außer Kontrolle geratene Situation
innerhalb der Gefängnisse hatten in den
USAbereits zur Übertragung von Auf-

gaben geführt, da der Staat sich ihnen
nicht mehr gewachsen fühlte. Eine sol-
che Lageist in Deutschland - trotz aller
Mißstände — nicht abzusehen. Denn der
Staat kann den Strafvollzug so bewerk-
stelligen wie ihn der Gesetzgeber will.
Demnach könnte eine Knastprivatisie-
rung in Deutschland nur durch drei
Gründe gerechtfertigt werden: Entweder
wird durch privates Handeln bei glei-
chen Kosten die Situation der Gefange-
nen verbessert oder der Vollzug wird in
gleicher Qualität kostengünstiger oder

beides wird zusammen möglich. Mag
auch der Bau durch Private günstiger
gelingen,so ist doch zweifelhaft, warum

die Arbeit der Privaten grundsätzlich
billiger sein soll, obwohl sie als Wirt-

schaftsbetriebe Gewinne erwirtschaften
müssen. Daß Private‘ kostengünstiger
arbeiten,ist nicht zwingend. Denn durch
die längst überfällige Reform des
Beamtenrechts könnte die Motivation
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der durch die lebenslängliche Berufs-
garantie müden MitarbeiterInnen erheb-
lich gesteigert werden.
Doch wird die Arbeit Privater im

Knastalltag besser sein? Wohl kaum,

denn ein Privater, der aufgrundernsthaft
verfolgter Kostensenkung deshalb mit
Staatsaufgaben betraut, weil er das bil-
ligste Angebot gemacht hat, wird ver-
mutlich nicht die besten Vollzugs-
bedingungen gewährleisten. Als Maßga-
be würde letztendlich nur noch das
Motto „prisonsfor profit‘ gelten. Letzte-
re wäre privaten Anbietern oberstes Ziel

und wohl wichtiger als das Wohl der

Gefangenen. Dieses liefe sogar Gefahr
nun völlig vernachlässigt zu werden,
denn die Insassen können kaum als
freiwillige Kundschaft bezeichnet wer-
den, die ein schlechtes Angebot durch
Konsumverzicht boykottieren können.
So würden die Ziele des Strafvollzugs
neu geschrieben: Erstens Gewinn, zwei-
tens Ruhe, die für den Auftraggeber, die
Justizverwaltung, schon immerein höchst

wichtiges Kriterium war und erst an
dritter Stelle wären die eigentlichen
Zweckeeingeordnet. Soist sehr zweifel-
haft, daß bei gleichen Ausgaben das
Niveau gehalten werden kann und noch
viel zweifelhafter ist es, ob eine Privati-
sierung die Situation gar verbessern
könnte. Nichts spricht dafür, daß die

Privatisierung des Strafvollzugs viel
bringt, außerfür die Sicherheitsindustrie.

Der entscheidende Indikator für die
Situation in den Gefängnissen ist die
Geldmenge,die der Staat für sie auszu-
geben bereit ist, ob unter eigener Ver-

waltung oderdurch private Anbieter. Die
Höhederstaatlichen Ausgabenundnicht

die Art des Trägers wird über die
Qualität des Vollzugs entscheiden.
Daß die Privatisierung in Deutschland

dennoch ein Thema ist, ist auf die
Sicherheitsindustrie zurückzuführen, der
weitere Aufgaben undeine Vermarktung
des Strafvollzugs höchst willkommen
wären. Der staatliche Strafvollzug in
Deutschland ist zwar miserabel, eine
Privatisierung würde aber sicherlich
kaum Fortschritte bringen. Das Gegen-
teil ist zu befürchten.
Felix Bialdyga studiert Jura und lebt
in Berlin.
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